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Abwägungsprotokoll – Frühzeitige Beteiligung nach § 4 (1) BauGB  (STAND März 2026) 

Bebauungsplan Nr. 24 der Gemeinde Rickling 

Die Gemeindevertretung hat am 11.12.2024 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24 und die dafür erforderliche 24. Änderung des Flächennutzungsplanes 
beschlossen. 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) sowie die Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurden 
mit Schreiben vom 15.07.2025 zur Abgabe einer Stellungnahme für den Zeitraum vom 17.07.2025 bis zum 22.08.2025 aufgefordert. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB hat in der Zeit vom 17.07.2025 bis einschließlich 22.08.2025 stattgefunden.  
 

Folgende Träger öffentlicher Belange und Behörden haben sich gemeldet und Anregungen vorgebracht: 

1. Bundesnetzagentur             15.07.2025 

2. Deutsche Telekom Technik GmbH           16.07.2025 

3. Hamburger Verkehrsverbund GmbH           25.07.2025 

4. Ericsson Services GmbH            27.07.2025    

5. 50Hertz Transmission GmbH            28.07.2025 

6. LKA SH, Abteilung 3, Dez. 33 (Kampfmittelräumdienst)        28.07.2025 

7. 1 & 1 Versatel Deutschland GmbH           28.07.2025 

8. Eisenbahn-Bundesamt            04.08.2025 

9. Archäologisches Landesamt SH – Obere Denkmalschutzbehörde       05.08.2025 

10. SWN Stadtwerke Neumünster GmbH           05.08.2025 

11. Vodafone Deutschland GmbH           08.08.2025 

12. Landesamt für Umwelt, Regionaldezernat Südost         11.08.2025 

13. Kreis Segeberg             20.08.2025 

14. Landessportverband Schleswig-Holstein          22.08.2025 

15. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

15.1 Regionalentwicklung und Regionalplanung         25.09.2025 

15.2 Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht         25.09.2025 
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Folgende Träger öffentlicher Belange und Behörden haben sich gemeldet und keine Anregungen vorgebracht: 

1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr     16.07.2025 

2. Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung Nord         17.07.2025 

3. EWE Netz GmbH             18.07.2025 

4. Amt Leezen / Gewässerpflegeverband          21.07.2025 

5. Polizeidirektion Bad Segeberg           21.07.2025 

6. Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung – Untere Forstbehörde    29.07.2025 

7. Landwirtschaftskammer SH            31.07.2025 

8. Industrie- und Handelskammer zu Lübeck          05.08.2025 

9. Handwerkskammer Lübeck            08.08.2025 

10. Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR         11.08.2025 

           

Folgende Träger öffentlicher Belange und Behörden haben sich nicht zurückgemeldet: 

1. Fernstraßen-Bundesamt 

2. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

3. Deutsche Bahn AG 

4. Freiwillige Feuerwehr Rickling 

5. Gewässerpflegeverband Am Oberlauf der Trave Geschäftsstelle im Amt Trave-Land 

6. Gewässerpflegeverband Brandsau Faule Trave, beim Amt Trave-Land 

7. Gewässerpflegeverband Osterau 

8. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

9. Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein 

10. Landesamt für Vermessung und Geoinformation 

11. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr, Niederlassung Itzehoe 

12. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 

13. Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur des Landes SH 
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14. SVG Südwestholstein ÖPNV-Verwaltungsgemeinschaft 

15. DB Regiobus Nord 

16. GVG Glasfaser GmbH 

17. Vereinigte Stadtwerke GmbH 

18. Holsteiner Wasser GmbH 

19. TraveNetz GmbH 

20. ZVM Zweckverband Mittelzentrum Bad Segeberg-Wahlstedt 

21. WZV Wege-Zweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg 

 

Folgende Nachbargemeinden haben sich gemeldet und Anregungen vorgebracht: 

- Keine  

 

Folgende Nachbargemeinden haben sich gemeldet und keine Anregungen vorgebracht:  

1. Gemeinde Bönebüttel             21.07.2025 

 

Folgende Nachbargemeinden haben sich nicht zurückgemeldet:  

1. Gemeinde Trappenkamp 

2. Gemeinde Gönnebek 

3. Gemeinde Gr. Kummerfeld 

4. Gemeinde Heidmühlen 

5. Gemeinde Latendorf 

6. Gemeinde Daldorf 

7. Gemeinde Negernbötel 

8. Stadt Wahlstedt 

9. Stadt Bad Segeberg 

 
Folgende Akteure der Öffentlichkeit haben sich gemeldet und Anregungen vorgebracht: 

- Bürger:in A 
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Folgende Akteure der Öffentlichkeit haben sich gemeldet und keine Anregungen vorgebracht: 

- Keine 

 

Folgende Akteure der Öffentlichkeit haben sich nicht zurückgemeldet: 

1. AG-29- Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände 

2. Bund für Umwelt- und Naturschutz e.V. 

3. Kreisnaturschutzbeauftragte 

4. Naturschutzbund Deutschland Landesverband Schleswig-Holstein 
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Abwägung der im Zuge der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen der 

• von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 (1) BauGB)  
 

  

Landesplanung, Behör-
den, sonstige Träger öf-
fentlicher Belange, Nach-
bargemeinden; 

Stellungnahme vom: 

 Prüfung 

1. Bundesnetza-
gentur 

 

15.07.2025 

Vielen Dank für Ihre Anfrage, die uns zur Prüfung im Rahmen der Zu-
ständigkeit der Bundesnetzagentur für den Ausbau der Elektrizitäts-
Übertragungsnetze vorliegt und deren Eingang ich hiermit bestätige. 
 
Sofern Sie die Bundesnetzagentur bzw. die Abteilung „Ausbau Strom-
netze“ darin in einem Planungs- oder Genehmigungsverfahren beteili-
gen wollen, bitte ich um Verständnis, dass eine förmliche Stellung-
nahme der Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Zuständigkeit für den 
Ausbau der Elektrizitäts-Übertragungsnetze aufgrund ihrer bundes-
weiten Zuständigkeit und dem damit verbundenen sehr hohen Auf-
kommen an Anfragen nur dann erfolgt, wenn mögliche Konflikte er-
kennbar sind. 
 
Nähere Informationen zur Beteiligung der Bundesnetzagentur bzw. 
der Abteilung „Ausbau Stromnetze“ an Verfahren Dritter finden Sie in 
unserem Merkblatt: https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/Sonstiges/Merkblatt_VerfahrenDritter.pdf?__blob=publica-
tionFile 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sonstiges/Merkblatt_VerfahrenDritter.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sonstiges/Merkblatt_VerfahrenDritter.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sonstiges/Merkblatt_VerfahrenDritter.pdf?__blob=publicationFile
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2. 

 

Deutsche Te-
lekom  

 

16.07.2025 

Wir bedanken uns für die Zusendung der Unterlagen. 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG – 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: Gegen die o. a. Pla-
nung haben wir keine Bedenken, weitere folgende Hinweise bitten wir 
aber zu beachten: Generell gilt für zukünftige Baugebiete folgender 
Grundsatz: Die Telekom prüft die Voraussetzungen zur Errichtung eige-
ner TK-Linien im Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die 
Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund be-
hält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplan-
ten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die 
Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.1  
Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, bitten wir aus wirtschaft-
lichen Gründen sicherzustellen, 

• dass für die hierfür evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in 
den Gebäuden von den Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, 
um dem politischen Willen der Bundesregierung Rechnung zu 
tragen, allen Bundesbürgern den Zugang zu Telekommunikati-
onsinfrastruktur => 50 MB zu ermöglichen. 

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Er-
schließungsgebiet eine ungehinderte und unentgeltliche Nut-
zung der künftigen Straßen und Wege möglich ist, 

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu-
gunsten der Telekom Deutschland GmbH eingeräumt und im 
Grundbuch eingetragen wird, 

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensi-
onierung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine 

Die Stellungnahme wird im Zuge der Ausführungsplanung berück-
sichtigt. 
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Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt, dass Beginn 
und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgen-
den Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor 
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden: 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
PTI 11, Planungsanzeigen 
Fackenburger Allee 31b 
23554 Lübeck 
 
Alternativ kann die Information gern auch als E-Mail zugesandt 
werden. Die Adresse hat folgende Bezeichnung: T-NL-N-PTI-11-
Planungsanzeigen@telekom.de  

3. Hamburger 
Verkehrsver-
bund GmbH 

 

25.07.2025 

Im Zusammenhang mit der ÖPNV-Erschließung des Plangebietes möch-
ten wir darauf hinweisen, dass das bestehende ÖPNV-Angebot keines-
wegs als unattraktiv zu bewerten ist. 

In einer Entfernung von 1000 Metern Luftlinie befindet sich der Bahn-
haltepunkt „Rickling“, der zwischen 5 Uhr morgens und 1 Uhr nachts im 
60-Minuten-Takt bedient wird. Zudem bieten die Buslinien 7915 (Neu-
münster – Braak – Willingrade – Rickling) und 7930 (Bad Segeberg – 
Rickling – Trappenkamp) an der fußläufig erreichbaren Haltestelle 
„Rickling, Doppeleiche“ ein regelmäßiges, teils im 60 Minuten-Takt ver-
kehrendes Angebot sowie am Samstag einen 2-Stunden-Takt. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Begründung wurde entspre-
chend angepasst. 

4 Ericsson Ser-
vices GmbH 

 

27.07.2025 

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH 
beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu be-
arbeiten. 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Erics-
son bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungs-
vorgaben. Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

mailto:T-NL-N-PTI-11-Planungsanzeigen@telekom.de
mailto:T-NL-N-PTI-11-Planungsanzeigen@telekom.de
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Ericsson-Netzes und für Richtfunkverbindungen des Netzes der Deut-
schen Telekom. 

Bitte Richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und Deutsche Telekom) aus-
schließlich per E-Mail an die: bauleitplanung@ericsson.com 

5 50Hertz 
Transmission 
GmbH 

 

28.07.2025 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plange-
biet derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen An-
lagen befinden. Dazu zählen z. B. Hochspannungsfreileitungen und -ka-
bel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsor-
gungsleitungen. 

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung äußern wir 
uns als Leitungsbetreiber nicht. 

Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich 
sowie ggf. externe Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und 
nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 

Hinweis zur Digitalisierung: 

Für eine effiziente Identifizierung der (Nicht-) Betroffenheit bitten wir 
bei künftigen Beteiligungen nach Möglichkeit um Übersendung der 
Plangebietsfläche(n) sowie eventueller externer Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen in einem standardisierten und georeferenzierten Geoda-
tenaustauschformat (vorzugsweise als KML-Datei oder im SHP-Format 
inkl. PRJ-Datei). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

6 LKA SH, Abtei-
lung 3, Dez. 
33 (Kampfmit-
telräum-
dienst) 

 

28.07.2025 

 

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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6.1  
Hiermit teile ich Ihnen mit, dass für das Gebiet [24. Änderung F-Plan, B-
Plan 24, Rickling] keine Auskunft zur Kampfmittelbelastung gem. § 4 
Abs. 1 Kampfmittelverordnung S-H erfolgt. 

Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräumdienst S-H ist nur für 
Gemarkungen vorgeschrieben, die in der benannten Verordnung auf-
geführt sind. 

Die Gemarkung Rickling liegt in keinem uns bekannten Bombenabwurf-
gebiet. 

Für die durchzuführenden Arbeiten bestehen aus Sicht des Kampfmit-
telräumdienstes keine Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

6.2  
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen 
und unverzüglich der Polizei zu melden. 

Zum Ende des zweiten Weltkrieges war Schleswig-Holstein das letzte 
„freie“ Bundesland. Aus diesem Grunde versuchten alle Wehrmachts-
einheiten sich dorthin zurückzuziehen. Dort lösten diese sich auf und 
ca. 1,5 Millionen Soldaten gerieten in Kriegsgefangenschaft. Das Wissen 
darüber führte dazu, dass sich die Soldaten überall ihrer Waffen, Muni-
tion und Ausrüstung entledigten. 

Dadurch kann es überall zu Zufallsfunden von Waffen, Munition oder 
Ausrüstungsgegenständen kommen. Offensichtlich schlechter Zustand 
und starke Rostbildung sind kein Beweis für die Ungefährlichkeit eines 
Kampfmittels. 

Wer solche Waffen, Munition oder kampfmittelverdächtige Gegen-
stände entdeckt, hat im eigenen Interesse folgende Verhaltensregeln 
zu beachten: 

1. Diese Gegenstände dürfen niemals bewegt oder aufgenom-
men werden 

2. Die Arbeiten im unmittelbaren Bereich sind einzustellen 

Der Hinweis wurde in die Begründung (Kapitel Kampfmittel) aufge-
nommen. 
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3. Der Fundort ist so abzusichern, dass Unbefugte daran gehin-
dert werden, an den Gegenstand heran zu kommen. 

4. Die nächstliegende Polizeidienststelle ist über den Fund zu 
unterrichten 

Die Gegenstände dürfen auf keinen Fall zur Polizeidienststelle ver-
bracht werden 

7 1 & 1 Versatel 
Deutschland 
GmbH 

 

28.07.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Mitteilung über Ihre geplante Baumaßnahme zum 
o. g. Bauvorhaben. 

Die von Ihnen gewünschte Leitungsauskunft entnehmen Sie bitte dem 
beigefügten Planauszug. 

Aus dem Planauszug sind die von 1&1 Versatel Deutschland GmbH im 
angefragten Planungsgebiet betriebenen Telekommunikationslinien 
und –anlagen ersichtlich. Bitte beachten Sie, dass Sie auch dann einen 
Planauszug erhalten, wenn in dem angefragten Planungsgebiet keine 
Kabelanlagen der 1&1 Versatel Deutschland GmbH vorhanden sind. 

Die Leitungsauskunft ist innerhalb der 1&1 Versatel Gruppe zentral or-
ganisiert. Sofern die Auskunft auch Kabelanlagen anderer 1&1 Versatel 
Gesellschaften beinhaltet, ist die 1&1 Versatel Deutschland GmbH von 
der jeweiligen Gesellschaft zur Auskunftserteilung bevollmächtigt wor-
den. 

Mit dem Schreiben erhalten Sie unsere „Richtlinie zum Schutz der 1&1 
Versatel Deutschland GmbH Telekommunikationsinfrastruktur“ zur 
Kenntnis und Beachtung. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne unter 030-8188-1205 zur Ver-
fügung. 

Achtung! Die 1&1-Versatel plant die Umstellung der Beauskunftung von Mailanfragen 
auf die Nutzung des kostenfreien Online-Portals. Bitte stellen Sie bereits jetzt ihre Ar-
beitsweise um und nutzen Sie das Portal. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Sie erreichen es über diese URL: 

https://vt-leitungsauskunft.1und1.net/Datashop 

Ihre Mailadresse ist der Benutzernamen und über „Passwort“ vergessen, können sie 
sich ein neues Passwort vergeben. Ihre Daten sind dort bereits hinterlegt, da wir die 
eigentliche Beauskunftung bereits über unser Portal durchführen. 

Ihre Leitungsauskunft 
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8 Eisenbahn-
Bundesamt, 
Außenstelle 
Ham-
burg/Schwe-
rin 

 

04.08.2025 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde 
für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninf-
rastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher 
Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorha-
ben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrs-
verwaltung des Bundes berühren. 

Der Geltungsbereich der Bauleitplanung liegt ca. 700 m entfernt von 
der Eisenbahnstrecke Nr. 1043 Neumünster – Bad Oldesloe. Infra-
strukturbetreiberin für diese Strecke ist die DB InfraGO AG, eine Eisen-
bahn des Bundes. Belange des Eisenbahn-Bundesamtes sind insoweit 
berührt. Es ergeht folgende Stellungnahme: 

1. Planrechtsverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG), 
die Auswirkungen auf das Vorhaben haben können, sind beim Eisen-
bahn-Bundesamt derzeit nicht anhängig. Aus planrechtlicher Sicht be-
stehen keine Bedenken. 

Allgemeine Hinweise: 

2. Immissionen aus dem Betrieb der Bahn, wozu auch Erschütterungen 
zählen, sind zu dulden. 

3. Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Verein-
barkeit aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen oder 
Bahnstromleitungen prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglich-
erweise betroffen. Soweit noch nicht geschehen ist die DB AG (koordi-
nierende Stelle: DB Immobilien, Region Nord, Hammerbrookstr. 44, 
20097 Hamburg) in das Verfahren einzubinden und zu einer Stellung-
nahme Gelegenheit zu geben: db.dbimm.nl.hmb.postfach@deutsche-
bahn.com. Diese Stellungnahme berührt weder noch ersetzt sie die 
Stellungnahme der Deutschen Bahn AG. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die DB AG wurde bereits separat beteiligt. 

9 Archäologi-
sches Landes-
amt SH – 

Wir stimmen der vorliegenden Planung unter folgender Auflage zu: Vor 
dem Beginn von Erdarbeiten muss die Fläche durch das Archäologische 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Der Sachverhalt wird in der Begrün-
dung im Kapitel Denkmalschutzrechtliche Belange + unter Hinweise 
in der Planzeichnung ergänzt. Der Planungsträger wird sich 

mailto:db.dbimm.nl.hmb.postfach@deutschebahn.com
mailto:db.dbimm.nl.hmb.postfach@deutschebahn.com
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Obere Denk-
malschutzbe-
hörde 

Landesamt Schleswig-Holstein untersucht und vorhandene Denkmale 
geborgen und dokumentiert werden. 

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen 
zeitintensiv sein können und eine Absprache möglichst frühzeitig ge-
troffen werden sollte, damit keine Verzögerungen im sich anschließen-
den Bauablauf entstehen. Die Kosten sind vom Verursacher zu tragen. 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archä-
ologischen Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen 
zu besprechen. Zuständig ist Herr Christoph Unglaub (Tel.: 04551 - 
8948674; Email: christoph.unglaub@alsh.landsh.de). 

Bei der überplanten Fläche handelt es sich um eine Stelle, von der be-
kannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kul-
turdenkmale befinden. Das archäologische Interessengebiet in diesem 
Bereich dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen 
an archäologischen Denkmalen zu rechnen ist und das Archäologische 
Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen beteiligt werden muss. 

Für die überplante Fläche liegen zureichende Anhaltspunkte vor, dass 
im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden 
wird. Diese Fläche befindet sich im Um-feld mehrerer Objekte der Ar-
chäologischen Landesaufnahme (u.a. Grabhügel, Brunnen und Einzel-
funde) und zweier archäologischer Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 
DSchG SH 2015, die gem. § 8 Abs. 1 DSchG SH in die Denkmalliste ein-
getragen sind (aKD-ALSH-4515 und -4516; vorgeschichtliche Grabhü-
gel). Es liegen daher deutliche Hinweise auf ein hohes archäologisches 
Potential dieser Planfläche vor. 

Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur Funde, sondern auch 
dingliche Zeug-nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der na-
türlichen Bodenbeschaffenheit sein. 

frühzeitig mit dem Archäologischen Landesamt in Verbindung set-
zen und den Umfang / Beginn der erforderlichen Untersuchungen 
abstimmen. 

mailto:christoph.unglaub@alsh.landsh.de
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Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 
2015 der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein. 

Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmal-
schutzes stehen aus unserer Sicht an dieser Stelle keine Gründe des 
Denkmalschutzes einer Genehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 
Abs. 2 DSchG SH zu erteilen. 

Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von archäologischen Un-
tersuchungen gem. § 13 Abs. 4 DSchG SH versehen, um die Beeinträch-
tigungen von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann der Nach-
welt zumindest als wissenschaftlich auswertbarer Datenbestand aus 
Dokumentation, Funden und Proben in Sinne eines schonenden und 
werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 Abs. 1 DSchG SH) 
und im Sinne des Dokumentationsauftrags der Denkmalpflege (gem. §1 
Abs. 2 DSchG SH) erhalten bleiben. 

Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, da die vorliegende 
Planung unter Einhaltung der Auflagen umgesetzt werden kann. Die 
Konfliktlage zwischen vorliegender Planung und zu vermutenden Kul-
turdenkmalen wird dadurch gelöst, dass archäologische Untersuchun-
gen an den Stellen durchgeführt werden, an denen Denkmale zu ver-
muten sind. 

Der Verursacher des Eingriffs hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die 
für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Ber-
gung, Dokumentation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Un-
tersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tra-
gen. 

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale 
entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Ver-
pflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des 
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Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder 
den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fund-
stätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebli-
che Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 
Mitteilung. 

10 SWN Stadt-
werke Neu-
münster 
GmbH 

 

05.08.2025 

Wir haben die untenstehende E-Mail dankend erhalten und teilen 
Ihnen mit, dass wir keine Baumaßnahme o. Ä. in dem dargestellten Ent-
wurf zeitnah planen. Außerdem haben wir aktuell leider keine anlie-
gende Trasse in diesem Bereich, weshalb wir den geplanten B-Plan 
nicht mit Glasfaser anschließen können. Sie müssen uns daher nicht im 
weiteren Bauablauf berücksichtigen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

11 Vodafone 
Deutschland 
GmbH 

08.08.2025 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland 
GmbH gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände 
geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikati-
onsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekom-
munikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

12 Landesamt für 
Umwelt – Re-
gionaldezer-
nat Südost 

11.08.2025 

im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24 wurde das 
Schutzgut Mensch bislang nicht hinreichend berücksichtigt. Der Ein-
fluss der vorhandenen Gaststätte sowie des Schießstandes wurde nicht 
ausreichend berücksichtigt.  

Im Vorfeld zu dieser der Beteiligung gab es Abstimmungen mit dem In-
genieurbüro Busch hinsichtlich potenzieller Lärmquellen. Diese finden 
sich in der Begründung nirgends wieder. 

Ich halte es daher für erforderlich, die Unterlagen dahingehend ent-
sprechend zu ergänzen 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Lärmemissionen der vorhandenen Gaststätte sowie des Schieß-
standes auf das B-Plangebiet wurden durch ein Schallschutzgutach-
ten überprüft. Die Ergebnisse wurden im Umweltbericht unter 
Schutzgut „Mensch“ betrachtet und eine schallschutztechnische 
Empfehlung in den Hinweisen der Planzeichnung aufgenommen. 
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13 Kreis Sege-
berg 

20.08.2025 

 

13.1 [zur Planungs-
anzeige] 

Zu der angezeigten Planungsabsicht bestehen aus ortsplanerischer 
Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. 

Diese Stellungnahme ergeht im Rahmen der Anpassung der Bauleitpla-
nung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 1 Abs. 
4 BauGB und ersetzt nicht meine Stellungnahme als Träger öffentlicher 
Belange. 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

13.2 Tiefbau 
Als Straßenbaulastträger der K 52, möchte der FD 66.00 eine verkehrs-
technische Untersuchung der Einmündung Dorfstraße (K 52) von der 
Erschließungsstraße (Planstraße 1) vorgelegt bekommen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt.  

Eine entsprechende Untersuchung wurde beauftragt und Anlage 
der Begründung. Eine Zusammenfassung ist im Kapitel 5.4.1.5 im 
Umweltbericht enthalten. 

13.3 Untere Bau-
aufsichtsbe-
hörde 

Keine Stellungnahme. 
Kenntnisnahme. 

13.4 Vorbeugender 
Brandschutz 

Keine Stellungnahme. 
Kenntnisnahme. 

13.5 Kreisplanung 
In den Festsetzungen Ziffer 1.3 bis 1.5 werden Zulässigkeiten geregelt, 
die in Anwendung der BauNVO ohnehin zulässig sind. Falls der Aus-
schluss der weiteren Nutzungen geplant ist, so ist dies explizit zu be-
nennen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Planunterlagen wurden entsprechend angepasst. 

13.6 Untere Denk-
malschutzbe-
hörde 

Keine Bedenken. 
Kenntnisnahme. 
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13.7 Untere Natur-
schutzbe-
hörde 

 
 

13.7.1  
Umweltprüfung: 

In der Umweltprüfung werden die für die Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 Ab-satz 6 Nummer 7 und § 1a voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrie-
ben und bewertet, wobei die Anlage 1 des BauGB anzuwenden ist. Die 
Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wis-
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise verlangt 
werden kann. Die Inhalte des Umweltberichtes sind entsprechend den 
Vorgaben der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB zusammenzustel-
len. 

Der Hinweis wird in der Erarbeitung des Umweltberichtes berück-
sichtigt. 

Die Inhalte des Umweltberichtes wurden entsprechend den Vorga-
ben der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB erarbeitet.    

13.7.2  
Knickschutz: 

Bei den nördlich, östlich und südlich verlaufenden Gehölzreihen han-
delt es sich um gesetzlich geschützte Knicks. Erhebliche Beeinträchti-
gungen geschützter Biotope sind gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG grund-
sätzlich verboten. 

Die Breite der Knickschutzstreifen und der Abstand der Braugrenzen zu 
den Schutzstreifen ist in die Planzeichnung zu übernehmen. 

Die Schutzbestimmungen sind zu beachten. Hierzu gehören insbeson-
dere der Erhalt des Knicks sowie ein ausreichender Schutzabstand mit 
baulichen Anlagen gegenüber Knicks. Dieser beträgt ‚1H‘ zwischen bau-
licher Anlage und Knickwallfuß, mindestens aber 3,0 m. (‚1H‘ = Höhe 
der baulichen Anlage). Bei einer Unterschreitung des Abstandes ist 
grundsätzlich von einer erheblichen Beeinträchtigung des geschützten 
Biotopes auszugehen. 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Eine Bemaßung wurde in der Planzeichnung ergänzt.  

Für die vorhandenen Knicks im Plangebiet wird vorgesehen, diese 
als geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG zu entwidmen, da diese 
durch die zukünftig überwiegend beidseitige Wohnbebauung er-
heblich entwertet werden. Eine Kontrolle und Pflege durch die Ge-
meinde oder beauftragte Dritte wäre anderenfalls kaum zu gewähr-
leisten, da die überwiegenden Strecken im hinteren Bereich der zu-
künftigen privaten Grundstücke verlaufen. Die Entwidmung ist bei 
der UNB des Kreises zu beantragen. 

Hierfür wird dann ein entsprechend umfangreicher Ausgleich ange-
setzt mit externen Knickneuanlagen (Verhältnis 1 : 1). 
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Die Unterschreitung des Mindestabstandes – bei einer zulässigen First-
höhe von 8 bzw. 10 m und einem Knickabstand von 7,5 m – stellt eine 
erhebliche Beeinträchtigung des geschützten Biotopes dar. Im Rahmen 
der weiteren Planung sind diese erheblichen Beeinträchtigungen des 
geschützten Biotopes aufzuarbeiten. 

Für die erhebliche Beeinträchtigung des östlich verlaufenden Knicks in 
Form der Rodung / Verschiebung ist eine gesonderte naturschutzrecht-
liche Ausnahmegenehmigung gemäß § 21 Abs. 2 LNatSchG bzw. eine 
Befreiung gemäß § 67 BNatSchG erforderlich. Diese ist gesondert zu 
beantragen. 

Die textliche Festsetzung Nr. 10.1 zum Knickschutz ist zu konkretisieren. 

Beispielweise wie folgt: 

„Die in der Planzeichnung festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
mit der Zweckbestimmung „Knickschutzbereiche“ ist als unversiegelte 
Grünfläche zu entwickeln. Vorgesehen ist eine extensiv genutzte Gras- 
oder Krautflur. Der Knickschutzstreifen ist einmal im Jahr zu mähen. 
Zwischen April und Ende Juni ist eine Bearbeitung zu unterlassen. Das 
Mähgut ist abzutransportieren. Bauliche Anlagen, Versiegelungen jeder 
Art so-wie Auf- und Abgrabungen sind nicht zulässig.“ 

Die Knicks werden dann nur noch als zu erhaltende Gehölzstreifen 
und Einzelbäume festgesetzt und mit einem Schutz- und Pufferstrei-
fen als private Grünfläche ergänzt. 

 

13.7.3  
Artenschutz: 
Rodung von Gehölzen: 

Im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Vorhabens sind die all-
gemeinen artenschutzrechtlichen Schutzbestimmungen gemäß § 39 
Abs. 1 und 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. Bei Zu-
widerhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der 
§§ 69ff BNatSchG. Demnach dürfen insbesondere Lebensstätten wild-
lebender Tiere und Pflanzen nicht ohne vernünftigen Grund beein-
trächtigt und zerstört werden. Innerhalb der Schutzfristen vom 1. März 

Der Hinweis wird berücksichtigt.  

Eine artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erfolgt im Zuge des 
Umweltberichtes. Die hieraus resultierenden artenschutzrechtli-
chen Schutzbestimmungen wurden festgesetzt oder als Hinweise in 
der Planzeichnung aufgenommen. 

 



Abwägungsprotokoll § 3 (1) und 4 (1) BauGB – Bebauungsplan Nr. 24, Gemeinde Rickling– März 2026                

 

20 / 45 

bis zum 30. September darf im Zusammenhang mit einem zulässigen 
Bauvorhaben nur geringfügiger Gehölzbewuchs beseitigt werden. 

13.7.4  
Dachphotovoltaik: 

Um zu der Energiewende beizutragen, wird seitens der Unteren Natur-
schutzbehörde dazu angeregt eine PV-Pflicht aufzunehmen. Auf diese 
Weise kann flächenschonend ein Beitrag zu den energiepolitischen Zie-
len geleistet werden und der lokale Energiebedarf gedeckt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Installation 
von PV-Anlagen ist bereits durch das Energiewende- und Klima-
schutzgesetz aus Landesebene geregelt. Von einer Festsetzung im 
Bebauungsplan wird daher abgesehen. 

 

13.8 Wasser – Bo-
den - Abfall 

 

13.8.1  
SG Abwasser 
Niederschlagswasserableitung: 

Aus Sicht der Niederschlagswasserableitung ist eine abschließende 
Stellungnahme erst nach Vorlage von Baugrundgutachten und Entwäs-
serungskonzept möglich. Bis zur Vorlage eines abgestimmten Entwäs-
serungskonzeptes bestehen Bedenken zum Vorhaben. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Das entsprechende Fachgutachten nach A-RW 1 inkl. Baugrundgut-
achten ist Anlage der Begründung und wird in die Planunterlagen 
eingearbeitet.  

  
In der Begründung Abschnitt 6 "Ver- und Entsorgung" ist der Punkt "Ab-
wasserbeseitigung" in Schmutzwasser und Niederschlagswasser aufzu-
teilen. Die Ableitung ist entsprechend näher zu beschreiben. Die Aus-
führungen sind bisher nicht ausreichend. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Begründung wurde entsprechend konkretisiert. 

  
Hinweise zur weiteren Planung: 

Sofern die geomorphologischen Voraussetzungen gegeben sind, ist im 
Bebauungsgebiet nicht nur das anfallende Niederschlagswasser der 
Baugrundstücke zu versickern, sondern auch der öffentlichen Flächen. 
Das Niederschlagswasser der befahrenen Verkehrsflächen ist über die 
belebte Bodenzone in Form von straßenbegleitenden Sickermulden 
oder einer Flächenversickerung abzuleiten. Ausreichend Versickerungs-
fläche ist bereits im Zuge der B-Planaufstellung zu berücksichtigen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Das A-RW 1 Fachgutachten sagt 
aus, dass eine Versickerung im Plangebiet sehr gut möglich ist. 

Es wird textlich in den B-Plan Nr. 24 folgende Festsetzung aufge-
nommen: 

Im Plangebiet anfallendes Dachflächenwasser sowie unbelastetes 
Oberflächenwasser von Baugrundstücken und neu herzustellenden 
Verkehrsflächen sind über die belebte Bodenzone mittels 
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Auf den Einzelgrundstücken ist die flächenhafte Versickerung (Sicker-
mulden / Sickerflächen) über die belebte Bodenzone der Rigolen- oder 
Schachtversickerung vorzuziehen. Hofflächenwasser sowie Nieder-
schlagswasser von kupfer- und zinkgedeckten Dachflächen sollte 
grundsätzlich über die belebte Bodenzone in Form von Sickermulden/ 
Sickerflächen versickert werden. 

Versickerungsmulden zu versickern. Bestehende Verkehrsanlagen 
sind hiervon ausgenommen. 

Sofern die örtlichen Gegebenheiten eine Versickerung über Versicke-
rungsmulden nicht zulassen, ist eine alternative Versickerungsein-
richtung in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde zu wählen. 

 

  
Die Versickerung des gesammelten Niederschlagswassers hat sich an 
den Vorgaben des DWA-Arbeitsblattes DWA-A 138-1 (Stand Okt 2024) 
zu orientieren. 

Der Hinweis wird im Kapitel Ver- und Entsorgung ergänzt und ist im 
Zuge der Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

  
Sofern die geomorphologischen Voraussetzungen für eine Versicke-
rung nicht gegeben sind, ist in der näheren Befassung der Nachweis ei-
ner wasserhaushaltsverträglichen Niederschlagswasserbeseitigung zu 
erbringen. Dieser Nachweis ist auf der Grundlage der wasserrechtlichen 
Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-Holstein 
Teil 1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1 durchzuführen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Eine Versickerung ist laut A-RW 1 Gutachten sehr gut möglich.  

13.8.2  
SG Gewässerschutz: 

Aus Sicht des Sachgebietes Oberflächengewässer bestehen keine Be-
denken 

Kenntnisnahme. 

13.8.3  
SG Bodenschutz: 

In der Umweltprüfung sind die Belange des Bodenschutzes, insbeson-
dere die des vorsorgenden Bodenschutzes, ausreichend zu berücksich-
tigen. Hinweise hierzu können der Arbeitshilfe für Planungspraxis und 
Vollzug der LABO „Checklisten Schutzgut Boden für Planungs- und Zu-
lassungsverfahren“ entnommen werden. Es sollten u.a. die Auswirkun-
gen des Planvorhabens, die Prüfung von Planungsalternativen und die 
Ermittlung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Kom-
pensation von Beeinträchtigungen in Bezug auf das Schutzgut Boden 
geprüft und dargestellt werden. Hierfür wird die Nutzung des Leitfa-
dens für die kommunale Planungspraxis „Bodenschutz in der 

Der Hinweis wird im Rahmen des Umweltberichtes berücksichtigt. 

Der Umweltbericht wurde in den Planunterlagen ergänzt. Die Hin-
weise insbesondere zum Leitfaden für die kommunale Planungspra-
xis „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB“ der Länderar-
beitsgemeinschaft Bodenschutz mit den „Checklisten Schutzgut Bo-
den für Planungs- und Zulassungsverfahren“ wurden berücksichtig 
und der Umweltbericht gemäß der Anlage 1 zu § 2 Abs.4 und den §§ 
2a und 4c des BauGB erstellt.   
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Umweltprüfung nach BauGB“ der Länderarbeitsgemeinschaft Boden-
schutz empfohlen.  

Im Sinne der Abschichtung gem. Punkt 3.9 dieses Leitfadens sollte die 
räumliche Alternativenprüfung Schwerpunkt des Umweltberichtes im 
Rahmen der Änderung des Flächennutzungsplanes sein. Im Zuge des 
Bebauungsplanverfahrens sollte der Schwerpunkt des Umweltberich-
tes dann auf der Darlegung des konkreten Eingriffs, der Festlegung der 
notwendigen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen und einer 
kleinräumigen Betrachtung der Bodenfunktionen liegen. Die Leistungs-
fähigkeit der Böden wird dabei über die Bodenfunktionen bestimmt, 
die in § 2, Absatz 2 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) benannt 
werden. Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen die natürlichen Boden-
funktionen sowie die Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte.  

Die Bodenfunktionsbewertung dient der Bewertung der Auswirkungen 
des Planvorhabens auf das Schutzgut Boden sowie der Bewertung der 
erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen. Bei der Wirkungsprognose soll-
ten auch Wechselwirkungen zwischen Boden und anderen Schutzgü-
tern berücksichtig werden. Grundlagen der Bodenfunktionsbewertung 
können dem Umweltportal des Landes Schleswig-Holstein, Thema Bo-
den, entnommen werden.  

Gem. Punkt 3.8 des o. g. Leitfadens sollten im Umweltbericht auch die 
geplanten Monitoringmaßnahmen in Bezug auf das Schutzgut Boden 
benannt werden. 

 

 
Die Hinweise zur Abschichtung (F-Plan/B-Plan) werden berücksich-
tigt.  
Im F-Plan liegt u.a. ein Schwerpunkt in der räumlichen Alternativen-
prüfung. Im B-Plan liegt dieser vor allem in der konkreten Ermittlung 
und Bewertung der Auswirkungen der Planungen auf das Schutzgut 
Boden (Eingriffsermittlung) sowie möglichen Wechselwirkungen 
und der Ermittlung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und Kompensation sowie, soweit bekannt, Monitoringmaßnahmen 
in Bezug auf das Schutzgut Boden. Das Umweltportal des Landes SH 
wird dabei ebenso  berücksichtigt, wie die Empfehlungen bzw. Vor-
gaben der Stellungnahme. 

 

  
Gemäß Begründung befindet sich im Plangebiet ein Schießstand. Hier-
bei handelt es sich um eine altlastenrelevante Nutzung die sich auf die 
als Folgenutzung geplante sensible Nutzung auswirken kann. 

Am 30.01.2025 erging der gemeinsame Erlass des Ministeriums für In-
neres, Kommunales, Wohnen und Sport und des Ministeriums für Ener-
giewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur zur Berücksichtigung von 
Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, in der 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird festgesetzt, dass eine 
nachfolgende Nutzung des Grundstücks nach dem Rückbau des 
Schießstandes nur zulässig ist, wenn zuvor eine Altlastenuntersu-
chung durchgeführt wurde und etwaige sich daraus ergebende 
Maßnahmen umgesetzt worden sind. 
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Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren (Altlastenerlass). 
Gem. Punkt 2.1.2. des Erlasses besteht Anlass zu einer Nachforschung 
wegen Bodenbelastungen in einem Bauleitplanverfahren, wenn der 
Gemeinde Anhaltspunkte über das mögliche Bestehen von Bodenbe-
lastungen vorliegen. Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB müssen insbesondere die 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gewahrt 
sowie die Auswirkungen auf den Boden berücksichtigt werden. Aus der 
Nutzung des Bodens darf keine Gefahr für die Nutzer entstehen. Die 
Bauleitplan darf deshalb keine Nutzung vorsehen, die mit einer vorhan-
denen oder vermuteten Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar und 
deshalb unzulässig ist. 

Die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Segeberg (UBB Se) emp-
fiehlt daher, dem Verdacht auf Vorliegen einer Bodenbelastung im Rah-
men einer Historischen Erkundung nachzugehen, das mögliche Gefähr-
dungspotential für die Schutzgüter gem. BBodSchG darzustellen, zu be-
werten und ggf. Vorschläge zum weiteren Vorgehen (Maßnahmenkon-
zept für Folgeuntersuchungen, technische Maßnahmen, Auswirkungen 
auf das weitere Planverfahren etc.) zu erarbeiten. Hierbei sollten die im 
betroffenen Bereich vorhandenen und zukünftig planungsrechtlich zu-
lässigen Nutzungen berücksichtigt werden. Ggf. sind weiterführende 
Untersuchungen zur Klärung des Altlastenverdachts notwendig. Die 
UBB Se empfiehlt, die o. a. Gutachten durch einen Sachverständigen 
gem. §18 BBodSchG durchführen zu lassen. 

Für Gutachten zum Thema Altlasten, die im Rahmen von Bauleitpla-
nungsverfahren beauftragt werden, besteht ggf. die Möglichkeit einer 
Förderung durch das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Um-
welt und Natur des Landes Schleswig-Hol-stein. Ansprechpartnerin ist 
Frau Popp (Tel.: 0431/988-7105). Für den Erhalt der Förderung ist die 
Beauftragung eines Sachverständigen gem. § 18 BBodSchG zwingend 
erforderlich. 

 



Abwägungsprotokoll § 3 (1) und 4 (1) BauGB – Bebauungsplan Nr. 24, Gemeinde Rickling– März 2026                

 

24 / 45 

13.8.4  
SG Grundwasserschutz: 

Keine Bedenken. 
Kenntnisnahme. 

13.8.5  
SG Abfall: 

Entgegen dem Punkt 1.5 in der Begründung zum B-Plan 24 besteht für 
den als Schießstand genutzten Bereich aus Sicht der uBB ein Verdacht 
wegen dieser Vornutzung. Aufgrund dessen sind aus abfallrechtlicher 
Sicht folgende Hinweise zu beachten: 

Für den Bodenaushub, der hier anfällt, ist aus abfallrechtlicher Sicht ein 
besonderer Umgang erforderlich. Es sind die Anforderungen an die ab-
fallrechtliche Probenahme zu beachten. 

Eine in Situ-Beprobung ist für die abfallrechtliche Klassifizierung keines-
falls ausreichend. Diese ist für den notwendigen Bodenausbau zwin-
gende Voraussetzung zur Getrennthaltung der verschiedenen Boden-
arten und Belastungsbereichen, um belastetes Bodenmaterial aus dem 
Wirtschaftskreislauf aus zu schleusen oder gering belastetes Material 
unter den notwendigen Sicherungsmaßnahmen wieder zu verwenden. 

Diese Maßnahmen dienen im Wesentlichen der Abfallvermeidung und 
entsprechen somit den Anforderungen des § 6 im Kreislaufwirtschafts-
gesetz.  

Grundsätzlich ist zu beachten, dass Bodenaushub, der nicht vor Ort wie-
der verwendet werden kann oder als Abfall unter die Regelungen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes fällt. Zur Abfallvermeidung sollten daher 
im Bebauungsplan Vorgaben zum Umgang und zur Wiederverwendung 
am Anfallort gemacht werden. 

Der Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenommen. 

Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird festgesetzt, dass eine 
nachfolgende Nutzung des Grundstücks nach dem Rückbau des 
Schießstandes nur zulässig ist, wenn zuvor eine Altlastenuntersu-
chung durchgeführt wurde und etwaige sich daraus ergebende 
Maßnahmen umgesetzt worden sind, so dass gesunde Wohn- 
und/oder Arbeitsverhältnisse bestehen. 

13.8.6  
SG Geothermie: 

Keine Stellungnahme. 
Kenntnisnahme. 
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13.9 Umweltbezo-
gener Ge-
sundheits-
schutz 

Keine Stellungnahme. 
Kenntnisnahme. 

13.10 Sozialplanung 
Keine Stellungnahme. 

Kenntnisnahme. 

13.11 Kitabedarfs-
planung 

Keine Stellungnahme. 
Kenntnisnahme. 

13.12 Verkehrsbe-
hörde 

Beim Entwurf des Verkehrszeichenplans, der mir zur Anordnung vorzu-
legen ist, ist zu beachten, ob der B-Plan 24 Teil der Tempo 30-Zone sein 
soll. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Aufnahme des Plangebiets in eine Tempo-30-Zone wird von der 
Gemeinde angestrebt. Die Intention wird in der Begründung im Ka-
pitel Verkehrserschließung entsprechend ergänzt. 

14. Landessport-
verein SH 

 

22.08.2025 

Grundlage der Stellungnahme des Landessportverbandes Schleswig-
Holstein (LSV SH) ist die Stellungnahme des Kreissportverbandes Sege-
berg (KSV SE), die wir hiermit zum Gegenstand unserer Stellungnahme 
machen. 

Die den LSV SH erreichenden Planungsunterlagen werden aufgrund der 
besseren Vor-Ort- Kenntnisse und der Kenntnis ggf. vorliegender Be-
troffenheiten durch unsere Kreissportverbände bearbeitet. Die dafür 
zuständigen Personen sind meist ehrenamtlich tätige Mitarbeiter. In je-
dem Fall trifft dies für die Vertreter der ansässigen Sportvereine zu, die 
durch den KSV zu Rate gezogen werden. 

Insofern ist die meist eingeräumte Frist von ca. einem Monat für die 
Stellungnahme i.d.R. ein sehr kurzer Zeitraum (Sommerferien). Bei den 
uns bisher vorgelegten Planungsvorhaben besteht mit den zuständigen 
Behörden die Absprache, dem Landessportverband eine Stellungnah-
mefrist von mindestens acht Wochen einzuräumen. Dieser Zeitraum 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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wird benötigt, um die betroffenen Sportverbände und –vereine ange-
messen einbinden zu können. 

Wir bitten, diesen Sachverhalt bei zukünftigen Vorhaben zu berücksich-
tigen. 

Seitens des LSV SH werden gegen die vorbezeichneten Planungsent-
würfe der Gemeinde Rickling keine Bedenken oder Einwände vorge-
bracht. 

15. Ministerium 
für Inneres, 
Kommunales, 
Wohnen und 
Sport 

25.09.2025 

 

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 
11 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 
(GVOBl. Schl.-H. S. 405) 

24. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24 der Gemeinde Rickling, Kreis 
Segeberg 

Planungsanzeige vom 15.07.2025 

Stellungnahme des Kreises Segeberg vom 06.08.2025 

Die Gemeinde Rickling beabsichtigt, auf der ca. 3,2 ha großen Fläche 
„nördlich der Martin-Meiners-Straße, östlich der Dorfstraße, südlich 
des Rosenweges und westlich des Grünen Weges“ ein ca. 2,45 ha gro-
ßes Wohngebiet und ein ca. 0,75 ha großes Mischgebiet auszuweisen. 
Ziel der Planung ist die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen 
für 5 Einzelhäuser mit je max. 5 Wohneinheiten (bis zu 25 Wohneinhei-
ten insgesamt), für 10 Einzelhäuser mit je max. 2 Wohneinheiten (bis 
zu 20 Wohneinheiten insgesamt), für 6 Doppelhäuser mit je max. 2 
Wohneinheiten pro Doppelhaushälfte (bis zu 24 Wohneinheiten) insge-
samt sowie für 2 Mehrfamilienhäuser mit jeweils 8 Wohneinheiten (ins-
gesamt 16 Wohneinheiten). Auf der überplanten Fläche können somit 
max. 85 Wohneinheiten entstehen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

➔ Hinweis: Die Wohneinheiten der Mehrfamilienhäuser sind 
nur zur Hälfte auf den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen 
anzurechnen. Aufgrund einer Anpassungen in den zulässi-
gen Wohneinheiten, werden insgesamt 59 Wohneinheiten 
geschaffen, von welchen 40,5 WE auf den wohnbaulichen 
Entwicklungsrahmen anzurechnen sind. 
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Der als Mischgebiet vorgesehene Teil des zu überplanenden Bereiches 
weist bereits einen Gebäudebestand auf und ist im Flächennutzungs-
plan als Mischbaufläche ausgewiesen. Die verbleibende Fläche des zu 
überplanenden Bereiches ist laut wirksamen Flächennutzungsplan als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

15.1 
Regionalent-
wicklung und 
Regionalpla-
nung 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung: 

 

15.1.1 
 Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 

ergeben sich aus der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverord-
nung über den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fort-
schreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 
1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 (GVOBl. 
Schl.-H., 2025/28), dem Regionalplan für den Planungsraum I (alt) (Fort-
schreibung 1998) sowie dem 2. Entwurf der Neuaufstellung des Regio-
nalplans für den Planungsraum III (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 

Die Gemeinde Rickling ist eine Gemeinde im ländlichen Raum ohne 
zentralörtliche Funktion. Damit können bis 2036 in Rickling gemessen 
an ihrem Wohnungsbestand vom 31.12.2020 neue Wohnungen im Um-
fang von bis zu 10 Prozent gebaut werden, Ziff. 3.6.1 Abs. 3 LEP -Fort-
schreibung 2021. Rickling hatte am 31.12.2020 einen Wohnungsbe-
stand von 1.167 Wohnungen. Unter Beachtung des 10-Prozent-Rah-
mens verbleiben zunächst 117 Wohneinheiten. Hiervon sind die anre-
chenbaren Baufertigstellungen der Jahre 2022-2024 von insgesamt 35 
Wohneinheiten sowie bestehende Innenentwicklungs- Baulandpoten-
ziale abzuziehen  

Zur Bewertung der Einhaltung des wohnbaulichen Entwicklungsrah-
mens durch die beabsichtigte Planung fehlen in den Unterlagen kon-
krete Angaben über die Menge der realisierbaren 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Es liegt eine aktuelle Innenentwicklungs- und Flächenpotenzialana-
lyse durch das 2025 beschlossene Gemeindeentwicklungskonzept 
vor. Die Begründung wird um das Kapitel „Wohnbaulicher Entwick-
lungsrahmen“ ergänzt. 
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Innenentwicklungspotentiale. Zur abschließenden Bewertung der Pla-
nung wird um eine Nachlieferung der entsprechenden Angaben gebe-
ten. 

15.1.2  
Gemäß 3.9 4 Z LEP-VO 2021 hat die Innenentwicklung Vorrang vor der 
Außenentwicklung. Bevor Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflä-
chen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhan-
dene Flächenpotenziale ausschöpfen können. Neue Bauflächen sollen 
nur in guter räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhan-
dene, im baulichen Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunfts-
fähige Ortsteile und in Form behutsamer Siedlungsabrundungen ausge-
wiesen werden. Eine Erweiterung von Siedlungssplittern soll vermieden 
werden. Auf eine gute Einbindung der Bauflächen in die Landschaft soll 
geachtet werden, Ziff. 3.9 Abs. 2 LEP-Fortschreibung 2021. Die Lage der 
überplanten Fläche weist eine gute räumliche und verkehrsmäßige An-
bindung an die baulich zusammenhängenden Ortsteile auf und trägt zu 
einer behutsamen Siedlungsabrundung bei. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

15.1.3  
Eine abschließende Stellungnahme ergeht im weiteren Verfahren nach 
Vorlage ergänzter Unterlagen, insbesondere bezüglich der vorhande-
ner Baulandpotentiale.  

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raum-
ordnung und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bau-
leitplanes nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit ein-
zelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme 
nicht verbunden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

15.2 Städtebau 
und Ortspla-
nung, Städte-
baurecht 

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden ergänzend folgende Hinweise gegeben: 
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15.2.1  
Bei sämtlichen Planung ist sicherzustellen und darzulegen, dass die An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet 
werden und welche Maßnahmen hierfür ggf. erforderlich sind. Dabei ist 
besonderes Augenmerk auf mögliche Beeinträchtigungen durch Lärm, 
Gerüche, Staub und Erschütterungen zu legen. Die Begründung ist um 
entsprechende Aussagen zu ergänzen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden im Zuge des Um-
weltberichtes unter dem Schutzgut Mensch betrachtet. Bzgl. des 
Lärms wurde ein Schallschutzgutachten beauftragt. Das Ergebnis 
wurde in die Planunterlagen eingearbeitet. 

15.2.2  
Die grundsätzliche Umsetzbarkeit der Planung ist auch in Bezug auf die 
Regenwasserbeseitigung bereits auf F-Plan-Ebene darzulegen; die Be-
gründung ist um entsprechende Ausführungen zu ergänzen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Ein A-RW 1 Fachgutachten ist in Er-
arbeitung und wird auch im parallellaufenden F-Planverfahren ein-
gearbeitet werden. 

15.2.3  
Hinsichtlich der Planung ist aufgefallen, dass die festgesetzte Art der 
baulichen Nutzung in beiden Planzeichnungen von den vorhandenen 
baulichen Anlagen in der Farbe Grau überlagert wird. In der Farbe Grau 
werden i. d. R. Gewerbeflächen oder Industriegebiete zeichnerisch dar-
gestellt. Der Gebäudebestand kann im Hintergrund zu der Art der bau-
lichen Nutzung (nicht überlagernd), z. B. durch eine Schraffur, darge-
stellt werden; um Änderung wird gebeten. Hintergrund ist, dass ein Be-
bauungsplan als Satzung, die Inhalt und Schranken des Grundeigen-
tums bestimmt, den Geboten der Bestimmtheit und Normenklarheit 
entsprechen muss. Welche Regelungen mit welchem Inhalt normative 
Geltung beanspruchen, muss hinreichend deutlich erkennbar sein. 

In den Kartengrundlagen des Landesamtes für Vermessung und Geoin-
formation ist die Darstellung des Gebäudebestandes grundsätzlich ver-
änderbar und für die Bescheinigung einer Vermessungsstelle unerheb-
lich, solange die Vollständigkeit und die Geometrie der Flurstücksgren-
zen und der baulichen Anlagen im Vergleich zur aktuellen Liegen-
schaftskarte sowie die Maßstabsgerechtigkeit eingehalten werden. 
Sollte es zu technischen Schwierigkeiten kommen, sind die Anforderun-
gen an die gelieferten Datenformate mit dem Datenlieferanten (dies ist 
in der Regel das Landesamt für Vermessung und Geoinformation – Ver-
trieb Geobasisdaten) zu klären. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Bestandsgebäude innerhalb des 
Geltungsbereiches werden als Schraffur in den Planzeichnungen 
dargestellt. 
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15.2.4  
Die Planzeichnung der 24. F-Plan-Änderung ist mit „Satzung“ betitelt. 
Da es sich bei F-Plänen nicht um Satzungen handelt, wird um Korrektur 
gebeten. 

Der Stellungnahme wird in der parallellaufenden F-Planänderung 
berücksichtigt. 

15.2.5  
XPlanung ist ein Datenstandard zur Bereitstellung von räumlichen Pla-
nungsdaten aus Bauleitplanung, Raumordnung, Landes- und Regional-
planung sowie zukünftig auch der Landschaftsplanung in standardisier-
ter und maschinenlesbarer Form (Dateiformat XPlanGML). Dieser Da-
tenstandard sichert einen verlustfreien Austausch von Planinhalten in 
direkter Verknüpfung zu den Geometrie- und zugehörigen Metadaten 
sowie die Beschleunigung interner Verfahren und Optimierung nor-
mierter Arbeitsprozesse. 

Im Hinblick auf die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) sowie 
die fortschreitende Digitalisierung und Automation von Verwaltungs-
dienstleistungen wird ausdrücklich empfohlen, Bauleitpläne im Daten-
austauschstandard XPlanung aufzustellen und insbesondere auch für 
eine verwaltungsträgerübergreifende elektronische Kommunikation zu 
nutzen. 

Die Übermittlung von Planunterlagen an das Referat für Städtebau und 
Ortsplanung, Städtebaurecht, nehmen Sie bitte bis auf Weiteres wei-
terhin als PDF-Dokument vor. 

Weitergehende Informationen (Erläuterungen, Arbeitshilfen, etc.) fin-
den Sie unter: www.itvsh.de/xplanung/ 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

15.2.6  
Ferner wird darauf hingewiesen, dass die Festsetzungen zur Art der 
baulichen Nutzung in den Mischgebieten nach dem Sichten der Begrün-
dung voraussichtlich nicht dem gemeindlichen Willen entsprechen. Die 
textlichen Festsetzungen zur Zulässigkeit des Schießstandes (Anlagen 
für sportliche Zwecke) sowie Schank- und Speisewirtschaften beschrän-
ken diese nicht auf ihren Bestandschutz, sondern ermöglicht ihre allge-
meine Zulässigkeit.  

Ebenfalls wird auf den § 1 Absatz 3 BauNVO verwiesen, der besagt, dass 

Die Stellungnahme wird gefolgt. Die textlichen Festsetzungen zum 
Mischgebiet wurden überprüft und entsprechend der Hinweise 
überarbeitet.  
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„im Bebauungsplan die in Absatz 2 bezeichneten Baugebiete festge-
setzt werden können. Durch die Festsetzung werden die Vorschriften 
der §§ 2 bis 14 Bestandteil des Bebauungsplans, soweit nicht auf Grund 
der Absätze 4 bis 10 etwas anderes bestimmt wird.“  

Das bedeutet im Umkehrschluss, dass Festsetzungen zur Art der bauli-
chen Nutzung, die im Endeffekt eine Positivliste darstellen nicht zielfüh-
rend sind, um ihre Feinsteuerung planungsrechtlich zu sichern. 

Nur, weil etwas explizit für zulässig erklärt wird, heißt das nicht, dass 
die nicht erwähnten Nutzungsarten automatisch unzulässig werden. 

Aus diesem Grunde wird um eine Überarbeitung der textlichen Festset-
zungen zum Mischgebiet gebeten. Vorsorglich weise ich darauf hin, 
dass eine Gliederung des Mischgebietes auch bei differenzierenden 
Festsetzungen grundsätzlich die allgemeine Zweckbestimmung des 
Baugebiets wahren muss. Das Mischgebiet ist durch Wohnen und Ge-
werbe geprägt und diese Mischung muss daher auch durch differenzie-
rende Festsetzungen grundsätzlich gewahrt bleiben. Mit Rücksicht da-
rauf kommen vor allem sachlich und räumlich kleinteilig differenzie-
rende Festsetzungen in Betracht und nicht solche, durch die es zu ge-
nerellen Trennungen der Hauptnutzungsarten Wohnen und Gewerbe 
kommt. Hierauf bitte ich bei der Überarbeitung der textlichen Festset-
zungen zu achten, um eine möglichst rechtssichere Gliederung des 
Mischgebietes zu ermöglichen. 

15.2.7  
Die textliche Festsetzung Nr. 3.1 ist in dieser Form nicht erforderlich, da 
die offene Bauweise mit einer Längenbeschränkung von 50 m automa-
tisch planungsrechtlich zulässig ist, sofern keine abweichenden Bestim-
mungen zur Bauweise (z.B. abweichende oder geschlossene Bauweise) 
getroffen werden sollen. Es wird um die Prüfung der Herausnahme die-
ser textlichen Festsetzung gebeten. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Die textliche Festsetzung wird aus der Planzeichnung herausgenom-
men. Die erklärende Information wird in der Begründung im Kapitel 
planungsrechtliche Festsetzungen ergänzend aufgenommen. 



Abwägungsprotokoll § 3 (1) und 4 (1) BauGB – Bebauungsplan Nr. 24, Gemeinde Rickling– März 2026                

 

32 / 45 

 

 

 
  

15.2.8  
Die Steuerung der Anzahl der Stellplätze in den allgemeinen Wohnge-
bieten und den Mischgebieten ist über die Ermächtigungsgrundlage 
des § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB nicht gedeckt, da es hier ausschließlich um 
die Sicherung von Flächen geht und nicht um deren konkreten Anzahl. 
Da die festgesetzte Anzahl der Stellplätze anscheinend auch keine Be-
schränkung ihrer Anzahl vorsieht, kommt ebenfalls der § 12 BauNVO als 
Rechtsgrundlage nicht in Betracht. Es wird daher empfohlen, die 
Rechtsgrundlage zu prüfen. 

Die Stellungnahme wird gefolgt. Die Anzahl der Stellplätze wird über 
die Rechtsgrundlage der Stellplatzsatzung der Gemeinde Rickling ge-
steuert. Die Festsetzung wird korrigiert. 

Ende 
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• Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) 

Akteure; 

Stellungnahme vom: 

 
Prüfung 

1 Bürger A; 

20.08.2025 

Wir wohnen in der […]. Wir sind damit direkt vom geplanten Neubau-
gebiet betroffen und möchten uns im Rahmen der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung dazu äußern. 

Durch die Teilnahme an allen uns bekannten Bauausschusssitzungen, 
die sich mit dem Thema befassten, haben wir die Entstehung des aus-
gelegten Planes verfolgt und dabei auf unsere Bedenken hingewiesen. 
Man versicherte uns jedes Mal, dass der Plan nicht „in Stein gemeißelt 
wäre“ (so der O-Ton), allerdings hat man auch in keiner Weise positiv 
auf unsere Einwendungen reagiert. 

Um es vorab zu sagen, wir befürworten ausdrücklich ein Neubaugebiet 
an der vorgesehenen Stelle, möchten aber deutlich auf unsere Beden-
ken und die möglichen Beeinträchtigungen für die bereits bestehenden 
Anwohner hinweisen. Hierzu sei gesagt, dass wir von unserer Gemein-
devertretung mehr als enttäuscht sind. Es macht auf uns den Eindruck, 
dass man uns mit der leeren Versprechung, man würde uns berücksich-
tigen, hingehalten hat und nun vor vollendete Tatsachen stellt. Dabei 
wurden wir in der letzten Bauausschusssitzung auf fast schon beleidi-
gende Art in eine Verteidigungs- und Ablehnungsposition gezwungen, 
die wir nicht erwartet hatten und auch nicht innehaben wollen. 

Daher versuchen wir hier erneut, positiv auf des geplante Vorhaben 
einzuwirken, damit es möglichst zügig zum Wohle aller Anwohner und 
neuen Anwohner umgesetzt werden kann. Wir sind uns bewusst, dass 
bezahlbarer Wohnraum auch in Rickling dringend benötigt wird. Einem 
ortsfremden Investor zu gestatten, wie in der Planung vor- und in der 
Bauausschusssitzung dargelegt, teuren Wohnraum in einer durch ext-
reme Verdichtung stadtähnlichen Neubausiedlung zu errichten, kann 
dafür jedoch nicht die Lösung sein. Dies beeinträchtigt nur die 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Wohnqualität der umliegenden Anwohner und füllt auf unsere Kosten 
die Taschen Weniger. 

Im Einzelnen wollen wir uns wie folgt äußern: 

1.1  
Uns ist bekannt, dass der Teilbereich WA6, in dem große Mehrfamilien-
häuser errichtet werden sollen, in einem früheren Planungsstadium auf 
der gegenüberliegenden Seite, also im jetzigen Teilbereich WA 2 vorge-
sehen war. Die Blöcke sollten also auf der Nordseite entstehen. Als Ab-
grenzung zur bereits bestehenden Bebauung im Rosenweg hätten die 
in der früheren Planung die Stellplatzanlagen gedient. 
Auf Nachfrage während der letzten dieses Thema betreffenden Bau-
ausschusssitzung wurde uns als Begründung zur Verlegung der Blöcke 
auf die Seite der Martin-Meiners-Straße der angeblich größere Abstand 
zur bereits vorhandenen Bebauung genannt. Weitere Gründe sollte es 
auf Nachfrage ausdrücklich nicht geben. 

Ausweislich des nun vorgelegten Entwurfes des Bebauungsplanes ist 
dieses Argument allerdings nicht mehr haltbar. Da nun eine maßstabs-
gerechte Zeichnung vorliegt, lässt sich eindeutig ausrechnen bzw. able-
sen, dass der Abstand zwischen unserem Haus ([…]) und der südlichen 
Baugrenze im Teilbereich WA6 erheblich geringer ist, als dies bei der 
ursprünglichen Planung mit dem Teilbereich WA6 auf der Nordseite des 
Baugebietes zur vorhandenen Bebauung im Rosenweg der Fall gewe-
sen wäre. Der geringste Abstand beträgt laut ausgelegtem Plan ca. 24m 
zwischen der nördlichen Gebäudeseite unseres Hauses und der südli-
chen Baugrenze im Teilbereich WA6. 
Dies beinhaltet bereits die Abstandsflächen, die auf unserem eigenen 
Grundstück liegen (ca. 11m) und dem Kugelfang des Schützenvereins 
(ca. 5m). 

Die Abstände zur bereits vorhandenen Bebauung im Rosenweg lassen 
sich anhand der früheren Planung wie folgt berechnen: 

Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 

Die geplante Bebauung mit Mehrfamilienhäusern (MFH) hält bereits 
große Abstände zur bestehenden Nachbarbebauung ein. Die gemäß 
§ 6 LBO erforderlichen Abstandsflächen werden dabei deutlich 
überschritten, sodass die planungsrechtliche Zulässigkeit uneinge-
schränkt gegeben ist. Weitere städtebauliche Bedenken bestehen 
nicht. Die Gemeinde entscheidet daher, die Lage der Mehrfamilien-
häuser wie im Entwurf vorgesehen beizubehalten.  Aufgrund der 
großen Baufenster im WA 6 kommt die Gemeinde der Anregung 
entgegen und nimmt die Möglichkeit der Überschreitung der Bau-
fenster um weiter 2,00 m mit Balkonen aus den textlichen Festset-
zungen heraus.  

Sonstige Anmerkung: 

Der geringste Abstand des nächstgelegenen Gebäudes der Martin-
Meiners-Straße zur südlichen Baugrenze beträgt 24,7 m, der ge-
ringste Abstand zu den Balkonen/Terrassen beträgt bei Berücksich-
tigung des städtebaulichen Konzeptes 27,4 m.  
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- Abstand laut Plan zwischen der dichtesten Bebauung im Rosen-
weg zum neuen Baugebiet inkl. Knick (gemessen am Flurstück 
48/19) ca. 11m 

- Zuwegung zur Stellplatzanlage in einer Breite von mind. 5m 
(Begegnungsverkehr) 

- Senkrecht hierzu verlaufende Parkplätze in einer Tiefe von 
mind. 5m 
 

Damit beträgt der theoretisch mögliche, kleinste Abstand zwischen den 
Wohnblöcken hier 21 m. 

Allerdings müssen hier folgende Korrekturen vorgenommen werden: 

a) Laut Bebauungsplanentwurf dürfen die Balkone bis zu zwei 
Meter über das Baufeld hinausragen. Da die Balkone haupt-
sächlich in Richtung Süden zur Sonne hin errichtet werden, ver-
ringert sich der Abstand zur Martin-Meiners-Straße um diese 
zwei Meter. Auf die Abstände zum Rosenweg hätte dies hinge-
gen keinen Einfluss. 
 

b) Ferner werden Parkplätze heute in einer Tiefe von mehr als 5m 
errichtet. In der Martin-Meiners-Straße sind beispielsweise die 
Parkplätze, die senkrecht zur Fahrbahn angeordnet sind, mit ei-
ner Tiefe von 6m errichtet worden. 
Hinzu käme, dass bei einer Zuwegungsbreite von 5m, und einer 
Parkplatztiefe von 5m ein Parken nicht in drei Zügen möglich 
wäre, da der Kurvenradius eines gängigen PKW deutlich über 
10m liegt. Es ist also von mind. 11m auszugehen. 
 

c) Die Bebauung wird in der Variante Rosenweg auch nicht direkt 
am Ende der Stellplätze beginnen, da man sonst ja keinen Ein-
gangsbereich hätte und gar nicht ins Haus käme, wenn hier ein 
PKW steht. Dies ist auf dem Planungsentwurf aus dem 

 
Entfernung des nächstgelegenen 
Gebäudes zur südlichen Baugrenze 

 
Entfernung des nächstgelegenen 
Gebäudes zu den südlichen 
Terrassen/Balkonen 

In der Variante, die MFH auf der Nordseite Richtung Rosenweg zu 
errichten, liegt der geringste Abstand vorhandener Bebauung zur 
Gebäudewand des MFH bei 27,6 m. Die Stellplatzfläche wäre in ca. 
11,00 m Entfernung. 

In der Variante, die Mehrfamilienhäuser auf die Südseite Richtung 
Martin-Meiners Straße zu errichten, liegt der geringste Abstand vor-
handener Bebauung zur Gebäudewand bei 29,7 m.  
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damaligen Stadium so deutlich zu ersehen, auch wenn dieser 
nicht maßstabsgetreu war. 
 

Die Abstände betragen also tatsächlich: 

Variante Rosenweg: mind. 25m zwischen vorhandener Bebauung und 
Wohnblöcken 
Variante Martin-Meiners-Straße: 22m zwischen vorhandener Bebau-
ung und den Wohnblöcken. 

Hierbei ist darüber hinaus zu bedenken, dass sich zum einen bei der 
Variante Rosenweg in der Abstandsfläche zwischen vorhandener Be-
bauung und Wohnblöcken möglicherweise Carports befinden werden 
(oder befinden müssten, wenn dieses so geplant würde), die einen Puf-
fer zwischen der Bebauung im Rosenweg und den Wohnblöcken dar-
stellen würden, und es sich zum anderen um die emissionsärmere 
Nord- und damit Eingangsseite der Blöcke handeln wird, während bei 
der Variante Martin-Meiners-Straße die gesamte Südseite mit Terras-
sen und Balkonen auf unserer Höhe nur durch einen 1,5m hohen Ku-
gelfang von der vorhandenen Bebauung getrennt wird. 

Da der größere Abstand zur bereits vorhandenen Bebauung das einzige 
Argument für eine Verlegung der Wohnblöcke auf die Seite der Martin-
Meiners-Straße war, und dieses hier zweifelsfrei widerlegt werden 
konnte, ist die Planung entsprechend anzupassen, wobei die Abstände 
zur Bebauung in der Rosenstraße hier nur beispielhaft genutzt wurden, 
da diese Variante explizit von der Gemeindevertretung besprochen und 
zum mutmaßlich schlechteren geändert wurde. 

 
Durch den Vergleich der Varianten wird lediglich deutlich, dass es min-
destens eine andere Lösung gibt, die weniger negative Auswirkungen 
auf die umliegenden Anwohner hat. Ob hier eine ganz andere Variante, 
die vielleicht auch noch nicht in Erwägung gezogen wurde, noch besser 
wäre, bleibt ausdrücklich offen. 

 

Abstand der vorhandenen Nachbarbebauung zur geplanten Gebäudewand 

Damit ist der Abstand zur vorhandenen Bebauung in der aktuellen 
Planungsvariante um ca. 2m weiter entfernt.  

Bei einer Betrachtung von Überschreitungen durch Balkone / Ter-
rassen mit 2,50 m Tiefe läge der Abstand bei 27,4 m. Dies ist jedoch 
nicht beurteilungsrelevant, da planungsrechtlich die Entfernung der 
Gebäudewand betrachtet wird. 

Da ein Angebotsbebauungsplan nicht den städtebaulichen Entwurf 
1 zu 1 widerspiegelt, sondern mit gewissem baulichen Gestaltungs-
spielraum arbeitet, bestünde im Fall einer Bebauung unmittelbar an 
die südliche Baugrenze ein Abstand von 24,7 m zur vorhandenen 
Nachbarbebauung. 

Die von Ihnen benannten negativen Auswirkungen auf umliegende 
Anwohner:innen in Bezug zum Abstand ist objektiv in beiden Vari-
anten ähnlich zu bewerten. In der Variante der MFH zum Rosenweg 
hin wäre die geplante Stellplatzanlage deutlich näher an den An-
wohnenden des Rosenweges. In der jetzigen Planungsvariante läge 
die Stellplatzanlage für die MFH von den Anwohnenden in der Mar-
tin-Meiners-Straße in ca. 33,00 m Entfernung.  Die jetzige Planung 
bringt darüber hinaus städtebauliche Vorteile für die zukünftigen 
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Nur hilfsweise, sollte die Gemeindevertretung diese Argumentation wi-
der Erwarten und aller Logik ablehnen, und um noch einmal deutlich zu 
machen, dass wir gerne positiv an der Entwicklung des Bebauungspla-
nes mitarbeiten wollen, führen wir die weiteren Punkte an: 

Bewohner:innen der Mehrfamilienhäuser, durch die Ausrichtung 
der Balkone und Aufenthaltsräume zum Wohngebiet Martin-Mei-
ners-Straße wird mehr Wohnruhe und Aufenthaltsqualität erzielt. In 
der Variante am Rosenweg liegen die MFH derzeit zwischen Er-
schließungsstraße und Stellplatzanlage mit geringerer Freiraumqua-
lität.   

Anzumerken ist, dass planungsrechtlich bei einer Gebäudehöhe von 
9 m nach § 6 LBO S-H eine Abstandsfläche von 3,60 m erforderlich 
ist. Für die Gemeinde liegen keine städtebaulichen Gründe vor, die 
MFH-Gebäude auf der Nordseite zu errichten. 

 

1.2  
In einer ersten Information hieß es, dass es sich um zwei Wohnblöcke 
zu je sechs Wohnungen handeln sollte. In der letzten relevanten Bau-
ausschusssitzung wurde dann mitgeteilt, dass die Anzahl der Wohnung 
auf bis zu acht erhöht wurde. So ist es nun auch geplant. Gemäß dem 
vorgelegten städtebaulichen Entwurf sollen zwei Blöcke, also insgesamt 
bis zu 16 Wohneinheiten entstehen. 

Da aber im Entwurf des Bebauungsplanes weder die Anzahl der Einzel-
häuser im Teilbereich WA6, noch die Gesamtzahl der Wohnungen aller 
Einzelhäuser begrenzt oder benannt ist, sondern nur die Anzahl der 
Wohnungen je Einzelhaus, wären auch mehr Einzelhäuser und damit 
mehr Wohnungen möglich. 

Bei der vorgesehenen GRZ im WA6 von 0,4 ergibt sich bei einer (laut 
städtebaulichem Entwurf) Grundstücksgröße von 2867qm eine bebau-
bare Fläche von rund 1150qm. Legt man die Informationen aus der letz-
ten relevanten Bauausschusssitzung zugrunde, wonach Wohnungen zu 
rund 80 qm entstehen sollen, ergibt sich damit eine Grundfläche von 
240qm Wohnfläche im Erdgeschoss plus Flure und Treppenhäuser. 
Selbst bei einem Aufschlag von 50% für Wände, Flure und 

Die Anregung wird berücksichtigt.  Um auf die Bedenken einzuge-
hen, wird unter Punkt 5.4 ergänzt, dass im WA6 insgesamt nicht 
mehr als 16 Wohneinheiten zulässig sind.  

Bei Betrachtung des städtebaulichen Entwurfes lässt sich erkennen, 
dass bei Einhaltung von Abstandsflächen kein Spielraum für ein drit-
tes Mehrfamilienhaus mit 8 Wohneinheiten besteht.  
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Gemeinschaftsflächen ergibt sich eine Gebäudegrundfläche von nur 
rund 360qm. Damit wären auch drei Wohnblöcke möglich. 

Da wie oben bereits nur die Anzahl der Wohnungen je Wohnblock be-
grenzt ist, sind also auch 24 Wohnungen denkbar. Möglicherweise so-
gar noch mehr, wenn man die Wohnungen kleiner gestaltet und die 
Treppenhäuser außerhalb unterbringt. 

Betrachtet man unter diesem Aspekt die gewünschte zulässige Über-
schreitung der GRZ für Nebenanlagen im Bereich WA6 von unüblichen 
60%, ergibt sich daraus eine zusätzliche Fläche von rund 690qm. 

Da jedoch je Wohneinheit nur 1,5 Parkplätze gefordert sind und diese 
mit 12,5qm jeweils zu veranschlagen sind (entnommen aus dem Bebau-
ungsplan zur Martin-Meiners-Straße, in dem zwei Parkplätze bzw. 
25qm je Haus gefordert waren), ergibt sich eine Gesamtparkfläche von 
300qm bei 16 Wohnungen. Bei einem Aufschlag von 50 % für die Zuwe-
gung zu den Parkflächen ergeben sich 450 qm. 

Wozu wäre eine GRZ von 0,4 und eine Überschreitung dieser um 60% 
durch Nebenanlagen erforderlich, wenn die GRZ bei zwei Wohnblöcken 
nebst Parkplätzen nicht erreicht würde? 

Rechnet man aber drei Wohnblöcke in der von der Baufirma anvisierten 
Größe ergeben sich rund 1080qm Gebäudefläche (720qm Wohnfläche 
im EG) mit insgesamt 24 Wohnungen. Hinzu kämen 36 Parkplätze zu 
450qm plus 50% Aufschlag für die Zuwegung, also 675qm. 

Somit wären rechnerisch noch ausreichende ca. 85qm für Zuwegungen 
vom Parkplatz und für Nebengebäude übrig. 

Die Aufschläge und Flächen wurden in dieser Rechnung absichtlich 
großzügiger bemessen als tatsächlich erforderlich, um in jeder Diskus-
sion zu bestehen. Womöglich wären durch geschickte Planung sogar 
noch mehr Einzelhäuser zulässig. 
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Um einen Missbrauch des Bebauungsplanes mit dem Ziel, mehr als die 
Zwei Wohnblöcke zu errichten, vorzubeugen, sollte diesem zwingend 
durch die Begrenzung der Anzahl der Einzelhäuser im Teilbereich WA6 
begegnet werden. 

1.3  
Im Bebauungsplan der Martin-Meiners-Straße, welche direkt an das ge-
plante Gebiet angrenzt, finden sich diverse bauliche Regelungen und 
Einschränkungen, die sicherstellen sollten, dass sich dieses damalige 
Neubaugebiet gut in das vorhandene Dorfbild einfügt und somit mög-
lichst wenig negative Auswirkungen auf Umwelt, Natur und bereits vor-
handene Anwohner hatte. Viele dieser Regelungen fehlen im neuen 
Baugebiet und können sich negativ auswirken: 

a) Unter anderem sind die Dachformen der Gebäude einge-
schränkt. Im Falle des uns betreffenden Teilbereiches WA6 
ergibt sich damit zum Beispiel die Möglichkeit mittels geeigne-
ter Dachform bei der gegebenen Firsthöhe das Dachgeschoss 
nur zu zwei Dritteln zu nutzen und damit de facto ein drittes 
Vollgeschoss bei den Wohnblöcken zu erzeugen. 
Dieses widerspräche aber jeder Form der umliegenden Ge-
bäude und würde sich in keiner Weise in das Gemeindebild pas-
sen einfügen. Hier sollte die Gemeinde mittels einer zum Be-
bauungsplan der Martin-Meiners-Straße vergleichbaren Vor-
gabe eingreifen. 

b) Die GRZ beträgt im geplanten Neubaugebiet das Doppelte der 
GRZ der meisten Grundstücke in der Martin-Meiners-Straße. 
Bei der seinerzeitigen Planung wollte man eine möglichst nied-
rige Bodenversiegelung und eine optische Fortführung der um-
liegenden, vorhandenen Bebauung. Es ist nicht erkennbar, wa-
rum hier nun derart von den fünf Jahre alten Bemessungen und 
deren Begründungen abgewichen wird.  
Es erscheint, dass man von Privatpersonen mehr Einschränkun-
gen erwartet, als von einer Baufirma. Dies stellt eine diskrimi-
nierende Ungleichbehandlung dar, wenn sie nicht auf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge des Um-
weltberichtes werden insbesondere negative Auswirkungen auf 
Umwelt, Natur und auch Anwohnende betrachtet. Dieser wird in 
den Planunterlagen ergänzt. 

 

a) Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Es ist korrekt, dass bei einer Gebäudehöhe von bis zu 9 m zwei Voll-
geschosse sowie ein Staffelgeschoss möglich sind. Diese städtebau-
liche Gestaltung wurde von der Gemeinde bewusst gewählt, um zu-
sätzlichen Wohnraum zu schaffen und gleichzeitig eine aufgelo-
ckerte, weniger massige Bauweise zu ermöglichen. Das Staffelge-
schoss trägt dazu bei, die Gebäude optisch leichter wirken zu lassen, 
um sich besser in das Ortsbild einzufügen.  

b)  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Festset-
zung einer GRZ von 0,4 im Plangebiet erfolgt unter Berücksichtigung 
städtebaulicher, funktionaler und ökologischer Anforderungen an 
eine nachhaltige, kompaktere Siedlungsentwicklung. Ziel ist es , im 
Sinne einer flächensparenden Innenentwicklung zeitgemäße und 
differenzierte Wohnangebote zu schaffen. 

Eine GRZ von 0,4 ist für allgemeine Wohngebiete üblich und auch 
planungsrechtlich nach § 17 BauNVO als Orientierungswert für Ge-
meinden planungsrechtlich vorgesehen. Die angrenzende Bebauung 
im Rosenweg weist ebenfalls vergleichbare Versiegelungsgrade vor. 

Auch die Festsetzung der Überschreitung der GRZ von 50 % durch 
Nebenanlagen wie Stellplätze müsste nicht gesondert festgesetzt 
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begründeten, andersgelagerten Voraussetzungen beruht und 
unvermeidbar ist. Warum die GRZ für das direkt angrenzende 
Neubaugebiet derart erhöht wurde und sogar eine Überschrei-
tung von ausnahmsweise 60% in WA6 für Nebenanlagen zuge-
lassen werden soll, wird nicht nur nicht ausreichend, sondern 
überhaupt nicht begründet. 
Im Entwurf zur Begründung des Bebauungsplans heißt es so-
gar, dass die GRZ von 0,4 gewählt wurde, um „die Dichte im 
Gebiet ortsverträglich zu bemessen“. 
Ortsüblich ist hier allerdings eine GRZ von 0,2, also halb so viel. 
Die Überschreitung der GRZ um bis zu 60% wird im Entwurf wie 
folgt gerechtfertigt: 
„Für sämtliche Baugrundstücke müssen ausreichend Stell-
plätze bereitgestellt werden, weshalb eine Überschreitung von 
bis zu 50 % zulässig ist. Da im WA 6 eine deutlich höhere Woh-
nungsdichte geplant ist, als dies für das restliche Plangebiet der 
Fall ist, muss zur Realisierung ausreichender Parkierungsflä-
chen die zulässige GRZ von 0,4 durch Garagen und Stellplätze 
mit ihren Anlagen um bis zu 60 % überschirtten werden.“ 
Wie aus der oben durchgeführten Berechnung zur Anzahl der 
Einzelhäuser im Teilbereich WA6 erkennbar wird, ist die ge-
wünschte Überschreitung der GRZ von 60% mutmaßlich des-
wegen gewünscht, da hier viel mehr verdichtet wird, als es im 
städtebaulichen Entwurf dargestellt wurde.  
Auch wenn der städtebauliche Entwurf ausdrücklich ohne 
Maßstab dargestellt wird, ist doch mit dem bloßen Auge er-
kennbar, dass hier keine Nutzung der Grundstücke mit einer 
GRZ von 0,4 gezeichnet wurde. 
Am Beispiel der im Städtebaulichen Entwurf eingezeichneten 
Grundstücke mit einer angegebenen Größe von 379qm an der 
Knickseite zur Martin-Meiners-Straße lässt sich ablesen, dass 
die Grundfläche der dort eingezeichneten Doppelhaushälften 
rund 70qm beträgt. Dies entspräche einer GRZ von unter 0,2. 

werden. Es entspricht der rechtlichen Grundlage und ist gesetzlich 
in § 19 Abs. 4. Satz 2 BauNVO verankert.  Die Möglichkeit zur Über-
schreitung der GRZ gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO um bis zu 60 % be-
trifft ausschließlich Nebenanlagen wie Garagen und Stellplätze und 
ist notwendig, um dem Stellplatzbedarf einer höheren Wohndichte 
gerecht zu werden. Insbesondere im Teilbereich WA 6 wurde eine 
kompaktere Bebauung vorgesehen, um Wohnraum und differen-
zierte Wohnungsangebote zu schaffen. Die erhöhte Dichte führt 
entsprechend zu einem höheren Bedarf an wohnungsnahen Stell-
platzflächen, welche planungsrechtlich nur durch die zulässige GRZ-
Überschreitung auf den Baugrundstücken realisiert werden kann. 
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Die selben Bemessungen, wie im Bebauungsplan der angren-
zenden Martin-Meiners-Straße zu wählen, wäre also für die 
Umsetzung eines städtebaulichen Entwurfs ausreichend. Es sei 
denn natürlich, es wurde ein Entwurf vorgelegt, der nie so um-
gesetzt werden sollte. Die tatsächliche Verdichtung könnte 
nämlich ausweislich des o.a. Beispiels doppelt so hoch ausfallen 
und sich dennoch im legalen Rahmen des geplanten Bebau-
ungsplanes befinden. 
Die Bemessungen der GRZ im geplanten Bebauungsplan sollten 
daher unbedingt überprüft und angepasst werden, um hier si-
cherzustellen, dass das Neubaugebiet sich ins Gemeindegebiet 
einfügt, nicht zu einem hochverdichteten Brennpunkt wird und 
nicht der Eindruck entsteht, dass die seinerzeitigen Bauherren 
in der Martin-Meiners-Straße schlechter gestellt und ungleich 
behandelt wurden als eine Baufirma, nur um den Profit der Be-
teiligten zu steigern. 

1.4  
In der früheren Planung, in der die Blöcke noch auf Seiten des Rosen-
weges standen, waren, wie bereits oben in anderem Zusammenhang 
erwähnt, die Parkplätze für die Blöcke zwischen dem Rosenweg und der 
Nord- und damit Eingangsseite der Blöcke vorgesehen. 
Im jetzigen Entwurf sollen alle Parkplätze neben den Blöcken angelegt 
werden und so befinden sich diese Parkplätze deutlich weiter von den 
Eingangsbereichen der Blöcke entfernt, als in der vorherigen Planung. 

Wird der neue Plan so umgesetzt, mindert dies erheblich die Akzeptanz 
der Parkplätze bei den Bewohnern und führt zu einer Belastung der 
Parkflächen an der Straße.  

Laut Entwurf des Bebauungsplanes sind Strecken von über 80 m je nach 
Parkplatz zu erwarten, bis die Bewohner, die es am schlimmsten trifft, 
am Haupteingang angekommen sind. Ist es da realistisch anzunehmen, 
dass die Parkplätze genutzt werden, oder wird das dazu führen, dass 
diese Bewohner die Flächen an der Straße oder die Straße selbst 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Die im Entwurf vorgesehene seitliche Anordnung der Stellplätze im 
Teilbereich WA6 wurde gewählt, um eine funktionale Erschließung 
mit einer flexiblen Gebäudeanordnung und hochwertigen Freiflä-
chengestaltung zu verbinden. Die dadurch entstehenden Entfernun-
gen zwischen Stellplatz und Hauseingang liegen, auch in den un-
günstigeren Fällen, innerhalb eines zumutbaren Bereichs. 

Die Festsetzung der Stellplätze wurde angepasst. Die Gemeinde 
Rickling besitzt eine Stellplatzsatzung, welche entsprechend anzu-
wenden ist. Hier sind pro WE im Einfamilien- oder Mehrfamilienhaus 
mind. 1,5 St. je Wohneinheit herzustellen.  Die Festsetzung von 1,5 
Stellplätzen je Wohneinheit stellt ein ortsübliches und ausgewoge-
nes Maß dar. Eine höhere verpflichtende Stellplatzanzahl würde zu 
einer übermäßigen Flächenversiegelung führen und damit den städ-
tebaulichen Zielen einer flächensparenden Siedlungsstruktur wider-
sprechen. 
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nutzen? Wer trägt seine Einkäufe bis zu 100m in die Wohnung, wenn 
auch eine Strecke von 5m vom Auto zum Haupteingang möglich ist? 

Damit wäre vorprogrammiert, dass die Durchfahrbarkeit aufgrund der 
an und auf der Straße parkenden Anwohner, sei es ordentlich oder so-
gar ordnungswidrig, beeinträchtigt wird. Durch den Anschluss der 
neuen Straße an die Martin-Meiners-Straße wäre jedoch eigentlich er-
möglicht worden, dass auch die Anwohner und Anlieger der Martin-
Meiners-Straße die neue Straße nutzen, um zur Dorfstraße zu gelangen. 
Dies ist aufgrund der Einbahnstraßenregelung am Anfang der Martin-
Meiners-Straße nicht auf kurzem Wege möglich und belastet die Straße 
Vor Jähren, die durch ihre geringe Breite kaum dazu geeignet ist. Die 
Straße Vor Jähren könnte durch den Anschluss erheblich entlastet wer-
den, jedoch nur, wenn die Anwohner und Anlieger der Martin-Meiners-
Straße und des geplanten Neubaugebietes hier ungehindert in die Dorf-
straße fahren können, ohne sich vorher durch parkende Autos am Stra-
ßenrand quälen zu müssen. 

Bedenkt man hierbei, dass ohnehin nur 1,5 Parkplätze je Wohneinheit 
im Teilbereich WA6, also bei den Wohnblöcken, vorgesehen sind, ist 
der Parkplatzmangel von vorneherein hausgemacht. Die Vorteile der 
vorherigen Planung, die Parkplätze vor den Haupteingängen der Wohn-
blöcke herzustellen, liegen also auf der Hand. 
Aber auch andere Möglichkeiten bestehen. So könnte man das Bau-
fenster im Teilbereich WA6, wo auch immer dieses final geplant wird, 
teilen und die Parkplätze in die Mitte zwischen die Baufelder legen. So-
mit sinkt die Entfernung für die Bewohner der Blöcke teilweise um die 
Hälfte im Vergleich zum jetzigen Entwurf und die Akzeptanz der Park-
plätze steigt. Positiver weiterer Effekt wäre, dass weniger Spielraum bei 
Anzahl, Größe und Lage der Wohnblöcke bestünde. 

Der Bebauungsplan sieht entlang der Planstraße 1 die Schaffung von 
zehn öffentlichen Besucherstellplätzen im Straßenraum vor. Die 
konkrete Verortung erfolgt im Zuge der Erschließungs- bzw. Ausfüh-
rungsplanung durch die zuständigen Fachplaner:innen. Aus wirt-
schaftlichen Gründen können keine zusätzlichen öffentlichen Stell-
plätze außerhalb des Straßenraums bereitgestellt werden. Zudem 
trägt die straßenbegleitende Anordnung der Stellplätze zu einer Ver-
kehrsberuhigung und zur Einhaltung der angestrebten Tempo-30-
Zone bei.   Sollte es zu Fehlentwicklungen oder einer Beeinträchti-
gung der Verkehrssicherheit kommen, sind entsprechende Maßnah-
men im Rahmen des Ordnungsrechts ergriffen werden.  

Insgesamt besteht aus städtebaulicher Sicht daher kein Erfordernis, 
die Anordnung der Stellplätze/ Parkplätze zu verändern. 

 

1.5  
Zwischen den Grundstücken Martin-Meiners-Straße 9 und 11 hat man 
ursprünglich eine Durchfahrt in das spätere im Norden angrenzende 

a)  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken 
hinsichtlich einer erhöhten Einbruchsgefahr durch fußläufige Wege-
verbindungen werden zur Kenntnis genommen, aber aus 
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Neubaugebiet geplant. Es ist im jetzigen Entwurf nicht erkennbar oder 
gar begründet, warum hier nur ein Fußweg entstehen soll. 

a) Fußwege zwischen verschiedenen Wohngebieten, die ansons-
ten voneinander stark baulich getrennt sind, erhöhen das Ein-
bruchrisiko, da hier Fluchtwege geschaffen werden. Einsatz-
kräfte können sich nur schwer im Falle eines Verdachts des Ein-
bruchs unbemerkt annähern, erst recht wenn sie ortskundig 
sind, während die Täter über diese kleinen Fußwege sich uner-
kannt und ungesehen entfernen können. 

b) Fahrzeuge, die aus der Martin-Meiners-Straße in die Dorf-
straße fahren wollen, müssen regelmäßig am Anfang der Mar-
tin-Meiners-Straße wenden, weil sie dort (auch aufgrund des 
immer noch fehlenden Verkehrszeichens 357-51 auf Höhe 
Hausnummer 19) feststellen, dass es sich um eine Sackgasse 
handelt. Bestünde nun der Anschluss an das Neubaugebiet, 
könnte diese VZ auf Höhe Hausnummer 9 aufgestellt werden 
und der Verkehr in das Neubaugebiet abfließen. 

planerischer Sicht nicht geteilt. Fuß- und Radwegverbindungen zwi-
schen Wohnquartieren dienen der Vernetzung des Siedlungsraums, 
verbessern die Wegebeziehungen im Alltag (z. B. zu Bushaltestellen, 
Spielplätzen, Nachbarschaften) und leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Stärkung der gesunden und nachhaltigen Mobilität. 

Solche Wegeverbindungen sind Bestandteil zeitgemäßer Wohn-
quartiere und haben sich in der Praxis bewährt.  

Der Annahme eines erhöhten Einbruchsrisikos durch derartige We-
gestrukturen kann durch gestalterische Maßnahmen wie gute Ein-
sehbarkeit, ausreichende Beleuchtung und offene Wegeverläufe be-
gegnet werden. Eine ausschließliche Erschließung über Straßen 
würde dem Grundsatz der kurzen, verkehrsarmen Wegeverbindun-
gen widersprechen.  

b)Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  Es wurde be-
reits eine Einbahnstraßenregelung für den Kfz-Verkehr ausgehend 
von der Martin-Meiners-Straße vorgesehen. Eine zusätzliche Er-
schließungsmöglichkeit für Kraftfahrzeuge wird nicht als erforder-
lich angesehen. Darüber hinaus ist die Breite des Flurstücks zwi-
schen den Gebäuden mit den Hausnummern 9 und 11 mit lediglich 
ca. 3 m zu gering, um eine verkehrssichere Erschließung für alle Ver-
kehrsteilnehmenden zu gewährleisten. Es verbleibt bei einer Wege-
verbindung für Fußgänger:innen. 

1.6  
Im Entwurf des Bebauungsplanes sind im Teilbereich WA6, hier an der 
Grenze zum Kugelfang der Bürgerschützen lediglich vier Bäume einge-
zeichnet, obwohl es sich dabei um mehr als vier Überhälter handelt, die 
in einem Knick auf der Nordseite des Kugelfangs stehen. Dieser Knick 
ist dort überhaupt nicht eingezeichnet. 

a) Der Entwurf entspricht an dieser Stelle nicht den tatsächlichen 
Gegebenheiten und muss angepasst werden. Hierdurch ergä-
ben sich zum einem unter Umständen andere 

Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 

Der Knick nördlich des Schießstandes wurde in die Planzeichnung 
aufgenommen. Da der Knick entwidmet werden soll, verliert dieser 
den Biotopschutzstatus, dennoch sind die Gehölze gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 25 b als zu erhalten inkl. großzügigem Schutzstreifen (Grünflä-
che) festgesetzt. 
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Mindestabstände des Baufeldes im Teilbereich WA6 zum Knick 
bzw. zum Kugelfang und 

b) zum anderen würde es dem Investor ermöglichen, den tatsäch-
lichen Knick dort zu roden, bis auf die vier eingezeichneten 
Bäume. Dieser Grünbereich ist jedoch der einzige Sichtschutz 
zwischen dem hinteren teil des Kugelfanges, der dort gerade 
einmal 1,5 m hoch ist und der vorhandenen Bebauung in der 
Martin-Meiners-Straße. Ferner ist dieser Bereich Rückzugsort 
für viele Vögel. Er sollte ohnehin eher großzügiger gestaltet als 
noch wie im Entwurf geplant beschnitten werden. 

1.7  
Zusammenfassend stellen wir fest bzw. empfehlen/wünschen wir: 

1. Die Änderung des Entwurfes, mit der die Wohnblöcke auf die 
Seite der Martin-Meiners-Straße verlegt wurden, hält ihren ei-
genen Argumenten nicht stand. Hier muss daher zur ursprüng-
lichen Planung zurückgekehrt oder eine ganz neue entwickelt 
werden 

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes lässt der Baufirma/dem In-
vestor viel mehr Spielraum, als es für die Umsetzung des städ-
tebaulichen Entwurfs notwendig ist. Der Entwurf muss daher 
so geändert werden, dass z.B. nicht mehr als die zwei Wohn-
blöcke entstehen können. 

3. Ebenso sollten unbedingt ortsunübliche Verdichtung und Be-
bauung vermieden werden. Hier droht eine vorsätzliche Diskri-
minierung der umliegenden Anwohner. Die Baufirma/der In-
vestor ist später nicht an seinen städtebaulichen Entwurf ge-
bunden, sondern muss sich nur im Rahmen des Bebauungspla-
nes bewegen. 

4. Die Lage und Anzahl der Parkplätze sollte bei dem dann entste-
henden Neuentwurf dringend überdacht und dem tatsächli-
chen Verhalten der neuen Anwohner angepasst werden. Ggf. 
könnten die neuen Parkplätze auch als Lärmschutz in den Ab-
standsflächen genutzt werden oder die Verdichtung 

1. Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Es gibt keine städtebauli-
chen Gründe, welche einen geänderten Entwurf rechtfertigen. Die 
angeführte Kritik an der Entfernung der MFH zur bestehenden 
Nachbarbebauung (ca. 25 m) basiert auf subjektiven Einschätzun-
gen. Aus städtebaulicher Sicht handelt es sich dabei um einen aus-
reichenden und in Wohngebieten absolut üblichen Abstand, der die 
bauordnungsrechtlich vorgeschriebenen Abstandsflächen deutlich 
einhält. Eine relevante Beeinträchtigung durch die geplante Bebau-
ung ist daher nicht ersichtlich. Auch für die Bewohner:innen im Ro-
senweg wäre die Planung einer Stellplatzanlage sowie der Bau der 
MFH eine vergleichbare Belastung.  Für die zukünftigen Bewoh-
ner:innen der Mehrfamilienhäuser ist die derzeit vorgesehene Lage 
sowie die städtebauliche Ausrichtung vorteilhaft und aus Sicht der 
Gemeinde wünschenswert. Es bestehen keine fachlichen Gründe, 
die eine Rückkehr zur ursprünglichen Planung erforderlich machen 
würden. 

2. Der Stellungnahme wird gefolgt, in dem die zulässigen Wohnein-
heiten im WA 6 auf 16 Wohneinheiten beschränkt wird. 

3. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die GRZ spie-
gelt die gesetzlichen Empfehlungen / Vorgaben wider. 
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auflockern, indem sie zum Beispiel das Baufenster im Teilbe-
reich WA6 teilen.  

5. Die verkehrliche Anbindung des Neubaugebietes an die Martin-
Meiners-Straße sollte aus den vorgenannten Gründen über-
dacht und geändert werden. 

6. Der Entwurf des Bebauungsplanes muss im Bereich des Schüt-
zenheimes korrigiert werden. Hier sollte die vorhandene Grün-
anlage genutzt und vergrößert werden, um die negativen Aus-
wirkungen des Neubaugebietes für Mensch und Tier zu verrin-
gern. Dieser Bereich sollte dann auch zwingend eingezäunt 
werden, um zu verhindern, dass er ungewollt als Spielplatz 
oder Müllhalde dient. 

4. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die seitliche 
Randlage stellt eine geeignete Lage dar, Anzahl, Lage und Entfer-
nung der Stellplätze werden als zumutbar bewertet. 

5. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

6. Der Anregung wurde gefolgt. Der nördlich des Schießstandes be-
findliche Knick wurde entwidmet. Die Gehölze werden als zu erhal-
ten inkl. großzügigen Schutzstreifen (Grünfläche) festgesetzt. 

1.8  
Wir bitten um schriftliche Bestätigung des Erhalts dieser Äußerung und 
um Mitteilung des Ergebnisses der Abwägung. Ferner widersprechen 
wir ausdrücklich der Weitergabe unserer personenbezogenen Daten an 
den Investor/die Baufirma mit Ausnahme der Daten, die hier in der Äu-
ßerung angegeben sind. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Es werden keine personenbezoge-
nen Daten weitergeleitet. Die Abwägung wird im Zuge der Veröf-
fentlichung nach § 3(2) BauGB veröffentlicht. 

1.9  
Es wurde von uns bewusst darauf verzichtet, zum jetzigen Stand der 
Planung auf Mängel im Entwurf des Bebauungsplanes einzugehen, die 
uns nicht betreffen. Wir behalten uns ausdrücklich vor, auch hierzu 
Stellung zu nehmen, sollte eine Änderung der Planung dazu führen, 
dass wir hiervon betroffen sind. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Ende 
 


